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Text 

Artikel I 

§ 1. (1) Scheidet ein Bundesbediensteter, der von der Arbeitslosenversicherungspflicht gemäß § 1 
Abs. 2 lit. a oder b des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609, ausgenommen 
ist, nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes aus dem Bundesdienstverhältnis aus, ohne daß ein 
Anspruch auf einen laufenden Ruhe- oder Versorgungsbezug besteht, so ist ihm auf Antrag für die Zeit, 
während der er das Arbeitslosengeld erhalten würde, wenn er während der Dauer des 
Bundesdienstverhältnisses arbeitslosenversicherungspflichtig gewesen wäre, eine Überbrückungshilfe zu 
gewähren. 

(2) Dem ehemaligen Bundesbediensteten kann auf Antrag nach Ablauf des Zeitraumes, für den ihm 
die Überbrückungshilfe nach Abs. 1 zusteht, für die Zeit, während der er die Notstandshilfe erhalten 
würde, wenn er während der Dauer des Bundesdienstverhältnisses arbeitslosenversicherungspflichtig 
gewesen wäre, eine erweiterte Überbrückungshilfe gewährt werden. 

(3) Wären bei arbeitslosenversicherungspflichtiger Beschäftigung die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Übergangsgeld gemäß § 39a AlVG oder den Kranken- und Pensionsversicherungsanspruch 
gemäß § 34 AlVG erfüllt, so ist an Stelle des Übergangsgeldes gemäß § 39a AlVG eine besondere 
Überbrückungshilfe und an Stelle des Kranken- und Pensionsversicherungsanspruches gemäß § 34 AlVG 
ein besonderer Kranken- und Pensionsversicherungsanspruch zu gewähren. Soweit die Regelungen für 
das Übergangsgeld dem Arbeitslosengeld entsprechen, sind auf die besondere Überbrückungshilfe die 
Regelungen dieses Bundesgesetzes für die Überbrückungshilfe anzuwenden. Soweit die Regelungen für 
das Übergangsgeld von den Regelungen für das Arbeitslosengeld abweichen, zB hinsichtlich der 
Anspruchsvoraussetzungen und der Leistungshöhe des Grundbetrages, sind auf die besondere 
Überbrückungshilfe die Regelungen für das Übergangsgeld anzuwenden. 


